Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 725 


Große Anfrage 

der Fraktion der SPD 


betr. Politik der Bundesregierung in den Angelegenhei- 
ten der Vertriebenen, Sowjetzonenflüchtlinge, 
Kriegssachgeschädigten und Evakuierten 


In der Regierungserklärung des Bundeskanzlers vom 20. Oktober 
1953 wurde zugesagt, alles daranzusetzen, die Eingliederung der 
Vertriebenen und Flüchtlinge in verstärktem Maße fortzuführen 
und vorhandene oder sich noch ergebende Unvollkommenheiten 
möglichst zu beseitigen. 

Wir fragen daher die Bundesregierung: 

1. Wann wird die Bundesregierung ein umfassendes Programm der 
wirtschaftlichen Eingliederung und sozialen Befriedung der Hei- 
matvertriebenen, Kriegssach geschädigten, Sowjetzonenflüchtlinge 
und Evakuierten aufstellen? Ist sie bereit, die Maßnahmen für 
diese Geschädigtengruppen im Rahmen eines solchen Programmes 
ohne Verzögerung sicherzustellen? 

2. Wann beabsichtigt die Bundesregierung praktische Schritte zur 
Durchführung des Bundesevakuiertengesetzes zu unternehmen 

a) durch Abschluß und Auswertung des Anmeldeverfahrens für 
die rückkehrwilligen Evakuierten und 

b) durch Bereitstellung von Mitteln für die Beschaffung von 
Wohnraum für die Rückführung? 

3. Wann wird die Bundesregierung von der im [Lastenausgleichs- 
gesetz gegebenen Vollmacht zur Vorfinanzierung des Lastenaus- 
gleichs Gebrauch machen und damit die Eingliederungsmaßnahmen 
für die Geschädigten sicherstellen? 

4. A. Wieviel Vertriebene und Sowjetzonenflüchtlinge sind nach dem 

Inkrafttreten des Bundesvertriebenengesetzes in die Landwirt- 
schaft eingegliedert worden? Wie hoch ist die Zahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe, die nur als Nebenerwerbsstellen 
von Vertriebenen und Sowjetzonenflüchtlingen übernommen 
werden konnten? 
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B. Welches Ergebnis hatten die Verhandlungen mit den Ländern 
über die Eingliederung der Vertriebenen und Sowjetzonen- 
flüchtlinge in die Landwirtschaft in den Jahren 1954 und 
1955? Welche Mittel und wieviel Land können hierfür zur 
Verfügung gestellt werden? 

C. Ist die Bundesregierung bereit, zur beschleunigten Eingliederung 
des vertriebenen Landvolkes Gesetzentwürfe vorzulegen, die 

a) die Altersversorgung der Eigentümer auslaufender Höfe 
regeln, wenn diese Höfe durch Pacht oder Kauf in andere 
Hände übergehen, 

b) den Grundstücksverkehr regeln, damit die Wirtschaftlichkeit 
landwirtschaftlicher Betriebe gesichert wird und der Zer- 
splitterung landwirtschaftlicher Betriebe Einhalt geboten wird, 

c) eine befriedigende bundeseinheitliche .Regelung der Ent- 
schädigung für das durch die Landabgabebestimmungen 
erfaßte Land festlegen? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die Fortsetzung der Bundesum- 
siedlung und die Eingliederung der Sowjetzonenflüchtlinge unter 
den höheren Gesichtspunkten einer gesunden Bevölkerungsver- 
teilung innerhalb der Bundesrepublik sicherzustellen? 

6. Wann wird die Bundesregierung dem Beschluß des Bundestages 
vom 16. Mai 1952 Rechnung tragen, der für Flüchtlinge aus der 
Sowjetzone gesetzlich verankerte Leistungen forderte? 

7. Welche Schritte hat die Bundesregierung unternommen, um mit 
den Ländern zu einer Verständigung über Durchführung des § 96 
des Bundesvertriebenengesetzes zu kommen, welcher Bund und 
Ländern auferlegt, das Kulturgut der Vertreibungsgebiete in dem 
Bewußtsein der Vertriebenen und Flüchtlinge und des gesamten 
deutschen Volkes zu erhalten, sowie Archive und Bibliotheken 
zu sichern, zu ergänzen und auszuwerten? 


Bonn, den 14. Juli 1954 


Ollenhauer und Fraktion 



